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Die Schweiz im Jahre 1934°

Die Welle der politischen „Erneuerung", die im Jahre
1933 zum Teil redit stürmisch über unserLand herein-

gebrochen war, flutete in dem hier zu behandelnden
Zeitabschnitt merklich zurück; insbesondere büßten die
antidemokratischen Fronten erfreulicherweise stark an Zugkraft
ein. Den schwersten Stoß erlitten die schweizerischen Nadi-
äfter ausländischer Gewaltmethöden durch die blutigen
Ereignisse, die sich am 30. Juni im Dritten Reidi abspielten
und die mit ersdireckender Deutlichkeit zeigten, wohin ein
der soliden Rechtsgrundlagen beraubtes Staatswesen
gelangt. Manchen Schweizerbürgern, die vorher noch mehr
oder weniger mit dem Frontengeist sympathisierten, wurde
durch diese symptomatischen Vorgänge der Star gestochen,
und sie vermoditen den hohen Wert unserer demokratischen

Institutionen wieder besser zu erkennen. Auch
gewisse kompromittierende Vorkommnisse im Inland, wie der
Sprengstoffanschlag auf einen sozialistischen Redaktor in
Zürich, setzten dem Prestige der „Nationalen Front"
schwer zu.

Gewiß wirkte die politische Erregung des Vorjahres noch
stark in unserem öffentlichen Leben nach; aber das
Beruhigende lag darin, daß sämtliche Aktionen sidi auf
verfassungsmäßigem Boden abspielten und nirgends zu
größeren organisierten Gewalttätigkeiten führten.

Charakteristisch für die eidgenössische Politik des Jahres
1934 war die in ungewohntem Maße erfolgte Anwendung
des Initiativrechtes, das plötzlich von allen Seiten als geeignetes

Mittel zur Erfüllung politischer Wünsche betrachtet

wurde. Wie Pilze schössen die Volksbegehren aus dem
Boden, und ihre Zahl dürfte hinter derjenigen der Fronten
und Bünde kaum wesentlich zurückstehen. Man darf wohl
von einem eigentlichen Initiativen-Jahr sprechen. Die
Erfahrung hat freilich gelehrt, daß der Erfolg manchmal
erheblich hinter den weit gesteckten Hoffnungen zurückge-
blieben ist.

Das gilt vor allem für jene Initiativen, welche auf das
Ganze gehen und du i ch eine Totalrevision der Bundesverfassung

eine Besserung der politischen Zustände herbeiführen

wollen. Es sind ihrer vier, von denen aber keine
einzige für sich allein die notwendige Zahl von 50 000
Unterschriften erreicht hat. Diejenigen Gruppen, welche
ähnliche Tendenzen verfolgen (Nationale Front, Jungkonservative

unci „Aufgebot"-Bewegung), haben sich infolgedessen

zu einer „nationalen Tatgemeinschaft"
zusammengeschlossen und durch Vereinigung ihrer Unterschriftensammlungen

das erforderliche Minimum überschritten, so
daß clie Initiative schließlich doch zustandegekommen ist
und dem Volk zur Abstimmung vorgelegt werden muß.
Die Jungliberalen, die aus grundsätzlichen Erwägungen den
materiell ganz anders gearteten Revisionsbestrebungen der
offensichtlich reaktionären „Tatgemeinschaft" sich nicht
anschließen konnten, verzichteten auf die Einreichung der
von ihnen gesammelten 28 000 Unterschriften, mit denen
sie immerhin ihren Willen zur Totalrevision bekundeten.
Die sachliche Notwendigkeit einer tiefgreifenden Aende-
rung unseresVerfassungsredites wird durch die überrasdiend
reservierte Haltung der Volksmassen nicht widerlegt; der
Mißerfolg beweist höchstens, daß die Idee noch nidit in die
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Die Hàwei? im Iâre IYZ4-
Wolle der politiscben „Drneuerung", die im dabre

> 1933 xumdeil redrt stürmiscb über unserband berein-
gebrocken war, listete in dem bier /u bebandelnden '/eil-
abscbnitt merlclicb xurücb; insbesondere bübten clie anti-
demolcratiscben lroiUen ertreulicberweise starlc an /uglcratì
ein. Den scbwsrsten btob erlitten clie scbweixeriscbsn IVladr-
äffer auslänclisclier (Vewaltmetboden durcb clie blutigen l r-
ei^-nisse, clie sicb am 39. duni im Dritten Ideieb abspielten
nncl clie mit erscbredcsnder Deutlicblceit Zeigten, wobin ein
cler soliden lìeditsgrundlagen beraubtes btaatswesen ge-
langt. VI a n cl,en Wbwei/mbiü'gern, clie vorber nocb mebr
oder weitiger mit clem Drnntengeist svmpatbisierten, cvurcle
clurcb diese svniptomatiscben Vorgänge cler btar gestorben,
und sie vermocbten clen boben Wert unserer demolcrati-
scben Institutionen nieder Izesser xu erlcennen. xVucb Ze-
wisse Icompromittierende V orlcommnisse im Inland, wie cler
bp! eugstolfanscblag auf einen soxialistiscben Idedalctor in
/Uricb, setzten clem Drestige cler „ iVationalen front "

sebwer xu.
(lewib wirlcte clie politiscbe I.riegung cles Vorjabres nocli

starb in unserem «illeinliclien l elien nacb; aber das I3e-

rubigende lag clarin, dab sämtlicbs /clctionen sib auf ver-
fassungsmäkigem boden abspielten uncl nirgends xu grü-
bereu organisierten (dswalttätiglceiten fübrten.

Vbaralcteristiscb für clie eidgenössiscbe Dolitilc cles labres
1934 war clie in ungewobntem Vlabe erfolgte /Vrpvendung
cles f,?/t/attvrrdt/r.c, das plötxlicb von allen beiten als geeig-
netes Vlittel xur Erfüllung politiscber Wünscke betracbtet

wurcle. Wie Iblxe scbossen clie Vollcsbegebren aus clem
boden, uncl ibre /abl clürfte binter derjenigen cler fronten
uncl künde lcaum wesentlib xurüdcsteben. Vlan clarf wobl
von einem eigentlicbsn lnitiativen-dabr sprecben. Die Dr-
fabrung bat treilicb gelebrt, dab cler l.rlolg manclunal er-
beblicb binter clen weit gesteclcten Doilnungen xurücbge-
blieben ist.

Das gilt vor allem für jene Initiativen, webbe auf clas

(lanxe geben uncl durcb eine 7o/u/,^t'/V/o?? c/rr /buuàvrr-
/a^llNK eine kesssrung cler politiscben Zustände berbei-
fübren wollen. Ds sincl ibrer vier, voit clenen aber Iceine
einzige für sicb allein clie notwendige Zabi von 59 999
l nterscbriben erreibt bat. Diejenigen Vlruppen, welbe
äbnlibe bendenxen verfolgen (Nationale bront, dungbon-
servative uncl

>, Wifgebot"-Kewegung), baben sicb infolge-
dessen xu einer „nationalen batgemeinsbab" xusammsn-
gescblossen uncl durb Vereinigung ibrer bntersbritìen-
Sammlungen clas erfordeibbe Vlinimum übersbritten, so
dab die Initiative scblieblicb docb xustandegslcommen ist
und dem Vollc xur Abstimmung vorgelegt werden tuub.
Die dungliberalen, die aus grundsätxlicben brwägungen den
materiell ganx anders gearteten Idevisionsbestrebungen der
offensibtlib reaktionären batgemeinsbab" sidt nicbt an-
«blieben Iconnten, verxibteten auf die Einreibung der
von ibnen gesammelten 28 999 bntersckrilìen, mit denen
sie immerbin ibren Willen xur botalrevision belcundsten.
Die sacblicbe ìXotwsndiglceit einer tiefgreifenden /cende-
rung unseresVersassungsrebtes wird durb die überrasdrend
reservierte Idaltung der Vollcsmassen nicbt widerlegt; cler

Vliberfolg beweist böbstens, dab die Idee nocb nielrt in die
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breiten Schichten des Schweizervolkes gedrungen ist und
die vielfach erwartete elementare Bewegung nicht auszulösen

vermag.
Große Kreise des Volkes, die unter der wirtschaftlichen

Not leiden, bringen solchen grundsätzlichen Auseinandersetzungen

über den Umbau des Staates wenig Interesse

entgegen und sympathisieren um so mehr mit jenen
Bestrebungen, von denen sie zu Recht oder Unrecht eine
Besserung ihrer ökonomischen Lage erboffen. Dieser
Mentalität entsprach in hohem Maße die von einer „Nationalen
Aktionsgemeinschaft" und von den Gewerkschaften
lancierten sog. „Krisen-Initiative", die allen Bürgern eine
ausreichende ökonomische Existenz zu sichern verspricht, ohne
Rücksicht auf die daraus resultierende untragbare finanzielle

Belastung des Staates. Die Aktion ist ohne Zweifel
aus dem verwerfenden Volksentscheid des Vorjahres über
den Lohnabbau des eidg. Personals herausgewachsen und
als Kundgebung gegen die Deflationspolitik gedacht. Als
die schweizerische sozialdemokratische Partei sich offiziell
für die Initiative einsetzte und dafür eine mächtige Propaganda

zu entfalten begann, erhielt die Initiative offensichtlich

immer mehr parteipolitischen Charakter. Militante
sozialistische Führer bezeichneten das Volksbegehren als

eine Vorstufe zur Eroberung der politischen Macht und
henützten es zugleich als willkommenen Gegenstoß gegen
die Bewegung auf Totalrevision der Bundesverfassung. Da
die Krisen-Initiative voraussichtlich eine sehr große Zahl
von Unterschriften auf sich vereinigt, wird darüber in der
Volksabstimmung ein überaus heftiger Kampf entbrennen,
sofern es nicht gelingt, vorher mit den Initianten eine Ver¬

ständigung zu finden. Die Basis zu einer solchen, im höchsten
nationalen Interesse liegenden Einigung könnte die große
Arbeitsbesdiaffungs-Vorlage des Bundesrates bilden, zu der
Vorschläge der St. Galler Freisinnigen und die Motion von
Nationalrat Dr. Pfister einen starken Impuls gegeben haben.

Von den weiteren Volksbegehen, die eine Partialrevision
erstreben, seien noch genannt: die unpolitische Alpenstraßen-
Initiative der Verkehrsinteressenten; die vom „Bund für
Volk und Heimat" ausgehende Initiative auf Entpolitisierung
der Bundesbahnen, welche die dringend notwendige Sanierung

der Bundesfinanzen mit wesentlich schärferen Mitteln
als das offizielle Projekt Pilet-Schrafl herbeiführen will und
bereits auf den erbitterten Widerstand der Personalorganisationen

stößt; die von faszistisch-klerikaler Seite inszenierte
Initiative gegen die Freimaurer; eine sozialistische Initiative
zum Schutze der Pressefreiheit, die sich vor allem gegen den
Bundesratsbeschluß über Zensurmaßnahmen bei Beleidigungen

fremder Regierungen richtet, und endlich die aus
vaterländischen Kreisen lancierte Initiative zum Schutze der
Armee und gegen ausländisdie Spitzel

Das zuletzt genannte Volksbegebren nimmt die beiden
wichtigsten Bestimmungen des am 11. März vom Schweizer-
Volke mit einer Mehrheit von rund 70 000 Stimmen
verworfenen Staatssdiutzgesetzes wieder auf. Jener bedauerliche
Volksentscheid, der trotz intensiver Propaganda der bürgerlichen

Parteien nidit verhindert werden konnte, hatte, wie
zu befürchten war, den Rüdetritt des hochverdienten Chefs
des eidg. Justiz- und Polizeidepartementes, Bundesrat
Häberlin, zur unmittelbaren Folge. An seiner Stelle wählte
die Vereinigte Bundesversammlung im dritten Wahlgang
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breiten 8chickten des 8chweizervolkes gedrungen ist und
die vieil,'!à erwartete elementare Lewegung nicht auszu-
lösen vermag.

Drobe Kreise des Volkes, clie unter 6er wirtschaftlichen
I8ot leiden, dringen solchen grundsätzlichen Auseinander-
Setzungen über den Dmbau des Staates wenig Interesse

entgegen und sympathisieren um so mein' mit jenen Ile-
strebungen, von denen sis sur Keàt oder Dnrecht eine
IZesserrmg ihrer ökonomischen Hage erhoben. Dieser Aden-

talität entsprach in hohem VI a de die von einer „Nationalen
^ktionsgemsinsdrall" und von den Dewerkscbalìen Ian-
eierten sog. „K,-,'>se»-/n,'t,'at,'ve", die allen bürgern eine aus-
reichende ökonomische Kvisteiiz zu sichern verspricht, ohne
bücksicht aul die daraus resultierende untraghare linan-
zielle Belastung des 8taates. Die Aktion ist ohne ?iweilel
aus dem verwertenden V olksentscheid des Vorjahres ülrer
den halrnahhau des eidg. Kersonals herausgewachsen und
als Kundgebung gegen die Dellatianspolitik gedacht. /VIs

die schweizerische socialdemokratische Kartei sich olliziell
lür die Initiative einsetzte und dalür eins mächtige Kropa-
ganda zu entlalten begann, erhielt die Initiative ollensich >-

lich immer mehr parteipolitischen Dbarakter. Vlilitante
socialistische Kübrer heceichneten das Volksbegehren als

eine Vorstuls cur hroberung der politischen Vlacbt und
benutzten es zugleich als willkommenen Degsnstob gegen
die Ilewegung aul l otalrevision der klundesvsrkassung. Da
die Krisen-Initiative voraussichtlich eine sehr grobe /alil
von Dnterschrilten aul sich vereinigt, wird darüber in der
Volksabstimmung ein überaus beltiger Kampk entbrennen,
solern es nicht gelingt, vorher mit den Initianten eine Ver-

ständigung zu linden. Die basis zu einer solchen, im höchsten
nationalen Interesse liegenden Kinigung könnte die grobe
^lràe/tàâaWniS^-bbr/aFe des bundesrates bilden, zu der
Vorschläge der 8t. Daller Kreisinnigen und die VIotion von
iVationalrat Dr. blister einen starken Impuls gegeben haben.

Von den weiteren Volksbegeben, die eine Kartialrevision
erstreben, seien noch genannt: die unpolitischkgllpenvtra^len-

der Verkebrsinteressenten; die vom „bund lür
V olk und Heimat" ausgehende Initiative aul hh/pa/d/Vr, „?,S-
de,- /lrmcàda/înen, welche die dringend notwendige 8anie-

rung der lZundesbnancen mit wesentlich schärleren Vlitteln
als das ollizielle Krojekt Kilet-8chrall herbsilühren will und
bereits aul den erbitterten Vbderstand der Kersonalorgani-
sationen stöbt; die von lsszistisch-klerikaler beite inszenierte
Initiative KeKen die De,mau,er,- eine sozialistische Initiative
zum 8Vhllt2e der Dre^e/relded, die sich vor allem gegen den
bundesratsbeschlub über ^ensurmabnabmen bei beleidi-
gungen lremder Regierungen richtet, und endlick die aus
vaterländischen Kreisen lancierte Initiative zum Hdmàe der
/lrmee und SöSen a„^/dnd,kd,e LpltLe/.

Das zuletzt genannte Volksbegehren nimmt die beiden
wichtigsten bestimmungen des am 1 l. Vlärz vom 8<hweicer-
volke mit einer Vlelirlieit von rund ?l> <)(>(> 8timmen ver-
worlenen ÂaââàSe^eàe^ wieder aul. lener hedauerliche
Volksentscheid, der trotz intensiver Kropaganda der bürger-
lichen Karteien nidrt verhindert werden konnte, batte, wie
zu belürchten war, den bück tritt des hochverdienten t .bels
des eidg. lustiz- und Kolizeidepartementes, bundesrat
Kläberlin, zur unmittelbaren Kolge. z^n seiner 8telle wählte
die Vereinigte Bundesversammlung im dritten VVablgang
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mit 141 Stimmen Ständerat Dr. JohannesBaumantivonHerisau
zum Mitglied des Bundesrates; seine unterlegenen Rivalen

waren der sozialdemokratische Kandidat, Nationalratspräsident

Huber, und der von den Rechtsgruppen portierte
liberal-konservative Basler Regierungsrat Dr. Carl Ludwig.
Gleichzeitig waren vom Parlament noch zwei Ersatzwahlen
ins Bundesgericht zu treffen; sie fielen auf den bernischen

Oberrichter Kasser und einen noch jugendlichen, aber überaus

tüchtigen St. Galler Juristen und Führer der Jungliberalen,

Dr. Hans Huber, der vorher alsBundesgerichtssekretär

tätig gewesen war.
Am nämlichen ereignisreichen Tag (22. März) reichte

unerwartet auch der Chef des eidg. Finanzdepartementes,
Bundesrat Musy, seine Demission ein, der allerdings
verschiedene Unstimmigkeiten im Bundesrat vorangegangen
waren. Sein Nachfolger wurde noch in der gleichen Session

unbestritten der Zuger Regierungsrat und Ständerat Philipp
Etter, mit dessen Kandidatur die katholisch-konservative
Fraktion dein Rufe nach Verjüngung der Landesregierung
in weitgehendem Maße Rechnung trug. Diese Wahl hatte
auch einen Departementswechsel im Bundesrat zur folge,
indem Bundesrat Meyer das Finanzdepartement übernahm
und das Innere an seinen jüngsten Kollegen abtrat.

Auf außerpolitischem Gebiete wirkte der tiefgehende
geistige und politische Gegensatz unserer Demokratie zu
dem gegenwärtigen Regime in Deutschland vielfach ungünstig

auf das Verhältnis der beiden Staaten. Eine Reihe von
Grenzzwischenfällen, von denen wohl cler Sprengstoffschmuggel

am Bodensee cler ernsteste war, und die in der
Praxis unbefriedigende Regelung der wirtschaftlichen Be¬

ziehungen trugen naturgemäß nicht zur Besserung der
Verhältnisse bei. Auch sah sich der Bundesrat gezwungen, die
Verbote verschiedener Schweizerzeitungen in Deutschland
mit analogen Maßnahmen gegenüber einzelnen deutschen
Blättern zu beantworten.

In das Gebiet cler Außenpolitik spielte ferner cler in der
sozialistischen Presse freilich stark aufgebauschte Fall des

Oberstkorpskommandanten Wille hinein, der durch die
Erklärung der bürgerlichen Fraktionen im Nationalrat auf das

richtige Maß zurückgeführt wurde.
Internationales Aufsehen machte die ablehnende Stellungnahme

der Schweiz in der Frage der Aufnahme Sowjetrußlands

in den Völkerbund, die trotz dieser Opposition zur
Tatsache wurde; die Haltung des Bundesrates in dieser
Angelegenheit war ohne Zweifel stark durch innerpolitische
Rücksichten bedingt. In Genf selbst, wo die Politik des kurz
nach der Verbüßung einer Freiheitsstrafe zum Regierungspräsidenten

gewählten Fanatikers Nicole unerfreuliche
politische Zustände schuf, war das Bürgertum besonders scharf

gegen den Eintritt Sowjetrußlands in den Völkerbund
gestimmt. Striktes Festhalten an der traditionellen
Neutralitätspolitik ist angesichts der unsicheren internationalen Lage
für die Schweiz dringendes Gebot der Stunde; in den Fragen,
die mit der bevorstehenden Abstimmung• in der Saar

zusammenhangen, hat denn auch der Bundesrat eine streng-
neutrale Einstellung deutlich zum Ausdruck gehradit.
Ebenso klar ergibt sich die Notwendigkeit einer Bejahung
der militärischen Landesverteidigung, zu der sidi sogar der
sozialdemokratisdie Parteivorstand, wenn auch in
verklausulierter Form, entschließen mußte. E. Fliikiger.

Ein Einkauf
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mit I4l 8timmen8tän6eratOr. ./o/iattne^LattmaanvonIIerisan

i-um Vlitglied des Lundssrates; seine nnterlegenen bivalen
waren -le,' soàldemokratiscke Kan-!,-!-,,, lKationalratsprä-
sldent fluber, nricl der van den kecktsgruppen portierte
lilicral-konservative basier kegierungsrat Or. Oarl kuclwig.

Oleick^eitig waren vainbarlament nock 2wei krsat^wablen
ins bundesgei'ick, /„ treben; sie fielen nui -len bernisdren
Olx-rri-bter ini-l einen nockjugencllicken, aber über-
nus tücktigen 8t. f.nller luristen und l illu'er cler.lnnglilie-
rnlen, Or. k/âklàr, der vorber alsbundesgericktssekretâr
tätig gewesen war.

Vm nsinlictien ereignisreicken lag (22. A là) reicbte

unerwartet auck der (lliei -les eidg. Kinan^clepartementes,
bundesrat Nus^, seine Demission ein, der allerdings ver-
s-bie-lene Onstimmigkeiten im bundesrat vorangegangen
waren. 8ein l^acklolger wurde nock in 6er gleicken 8essian

unbestritten 6er /„ger begierungsratund 8lä,,6erat /6u7//,/)

ktter, mit 6essen Kandidatur 6ie katbolisck-konservative
Fraktion 6em knie nack Verjüngung 6er kandesregierung
in weitgebendem »alle becknung trug. Oiese Wald batte
auck einen Oepartementswecksel im bundesrat /nr folge,
in6em III,n6esrat Cle ver 6as Kinan?ldepartement übernabm
un6 6as Innere an seinen jüngsten Kollegen abtrat.

Vnl außerpolitisckem Oebiete wirkte 6er tietgelien-le
geistige un6 politiscke Oegensat^ unserer Oemokratie ?„
6em gegenwärtigen begime in Oeutscklan6 viellack ungüu-
stig a,,I 6as Verkältnis 6er bei6en 8taaten. Knie keibe von
Orenxziwisckenlällen, von 6enen wobl 6er ^x>r«,KÄoA-

am /k--/-'«.--- 6er ernsteste war, un6 6is in 6er
l'raxis unkelriecligencle Regelung 6er wirtsckalìlicken be-

/iebnnge,, trugen naturgemäß nicbt /„r besserung 6er V er-
bältnisse bei. àck sab sick der bundesrat gezwungen, -lie
Verbote versckie6ener 8ckwei^er^eitungen in Oeutscklancl

mit analogen Vlaßnabmen gegenüber einzelnen -leutscken
blättern beantworten.

In -las Oebiet 6er Außenpolitik spielte lerner 6er in 6er
so^ialistiscken Kresse Ireilick stark anlgebausârte ball 6es

Oberstkorpskommandantsn IK7V binein, cler -lurck -lie kr-
Klärung 6er bürgerlicksn kraktionen im lklationalrat aul -las

ricktige Maß ^nrückgelübrt wurcle.

Internationales àlseben mackte 6is ablebnencle 8tellung-
nabme 6er 8-bv e!/ in 6er Krage 6er Iu/,,a/,,/,- V, u'/7/,

/aack //, Vö//-erbllntt, -lie trot/ -lieser Opposition xur l'al-
sacke wur6e; -lie ldaltnng cles bundssrates in 6ieser à-
gelegenbeit war obne /weÜel stark 6urck innerpolitiscke
bücksickten be-lingt. In Oenl selbst, wo -lie balitik 6es kurv,
nack 6er Verbüßung einer kreibeitsstrale x,„„ begierungs-
präsi6enten gewäblten kanatikers Vi-'ole nnerlreuli-be po-
litiscke Zustände sckul, war 6as bürgertum besonders sckarl

gegen den kintritt 8owjetrußlan6s in den Völkerbund ge-
stimmt. 8triktes Kestbalten an der traditionellen Xentrall-
tätspolitik ist angesickts der unsickeren internationalen bags
lür 6ie8ckwà dringendes Oebot 6er 8tuncle; in den Kragen,
die mit der bevorstebenclen m 6er ^aa,' ?n-
sammenbangen, bat denn auck 6er bundesrat eine streng
neutrale Kinstellung clsutlick ?um àsdruck gebrackt.
Kbenso klar ergibt sick die IVotwencligkeit einer bejabung
6er mWar/^c/ien kan6e^ver/e/6?K!MK', ^u 6er siil, sogar cler

svZiialdemokratiscke barteivorstand, wenn auck in ver-
klausulierter Korm, entscklieöen mnkte. I?. K'/ü/>/Ker.
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